
Im November wurde in Gießen der 
lange erwartete Verkehrsentwick-
lungsplan vorgestellt. Ziel dieses 
Planes soll sein, den motorisierten 
Individualverkehr zu verringern und 
stattdessen öffentliche Verkehrs-
mittel, Rad- und Fußverkehr zu 
fördern. Davor gab es schon einen 
Plan für den öffentlichen Nahver-
kehr im Kreis Gießen und einen 
Radverkehrsentwicklungsplan. Ein-

zelne Maßnahmen dieser Pläne nä-
her anzusehen, zu kritisieren oder 
zu loben, lohnt kaum, denn für die 
reale Umsetzung der vorgeschla-
genen Maßnahmen gibt es keinen 
Plan. Aus den Texten ist ersichtlich, 
dass die Probleme bekannt sind 
und dass es Lösungsvorschläge 
gibt. Es wird benannt, wo es Pro-
bleme gibt, wo es schlechte oder 
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Wie im vorigen Echo berich-
tet, will sich der Metallgroß-
handel Bieber + Marburg ver-
größern. Dafür darf er nach 
Beschlüssen des Magistrats 
vier Hektar (das sind 200 x 200 
Meter) Wald abholzen. Wer 
an diesem Betrieb, im Wald 
zwischen Leihgesterner Weg 
und Watzenborner Weg ge-
legen, vorbeikommt, wird sich 
wundern, warum dort über-
haupt so ein Gebäude stehen 
kann. Eigentlich würde man 
dort einen baurechtlichen 
„Außenbereich“ erwarten, in 
dem Wohn- oder Gewerbebauten 
verboten sind. Warum dieser Be-
trieb dort eine Baugenehmigung er-
hielt ist rätselhaft. Bei einer ersten 
Vergrößerung mit Waldrodung hieß 
es, weitere Abholzungen würden 
nicht mehr erlaubt – trotzdem wur-
de jetzt erneut eine Genehmigung 

erteilt. 
Als Ausrede wird immer behaup-

tet, für die gefällten Bäume gebe es 
einen Ausgleich an anderer Stelle. 
Die letzte Ausgleichmaßnahme ist 
misslungen. In Stellungnahmen von 
Naturschützern heißt es, die dort 
gesetzten Bäume seien nur schlecht 

angegangen und küm-
mern vor sich hin. Die-
ses Mal soll ein Wald in 

der Nähe von Büdingen, 
etwa 50 km entfernt, die Ro-

dungen ausgleichen. Für einen 
wirklichen Ausgleich müsste 
aber eine ökologisch wertlose 
Fläche entsprechender Größe, 
z. B. ein betonierter Parkplatz 
oder der Standort einer Logis-
tikhalle, aufgeforstet werden. 
Auch dann wäre erst nach vie-
len Jahren der gleiche ökologi-
sche Wert erreicht. Oft erschei-
nen Ausgleichsmaßnahmen 

widersinnig. Wenn z. B. bei einer 
Baumaßnahme ein Magerrasen 
verloren geht, kann es vorkommen, 
dass andernorts eine mit Bäumen 
und Sträuchern bewachsene Fläche 
gerodet wird, um einen Magerrasen 
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zu seltene Verbindungen gibt, wo 
sich der Verkehr staut oder Radfah-
rer nicht sicher weiterkommen. Für 
wirkliche Verbesserungen fehlt aber 
oft das Geld oder es gibt andere 
Hinderungsgründe.

Bei neuen Baugebieten wird nicht 
an den Anschluss an den Busver-
kehr gedacht, erst lange nach Ein-
zug der neuen Bewohner werden 
Buslinien eingerichtet. Das Bus-
fahren ist auf vielen Strecken viel 

zu teuer, vor allem auf kurzen Stre-
cken. Eine Fahrt vom Berliner Platz 
zum Bahnhof kostet mehr als zwei 
Euro, für einen Euro mehr kommt 
man bis nach Wetzlar. Wer Besu-
cher vom Bahnhof abholt oder dort 
hinbringt, wird dafür kaum den Bus 
nehmen, mit dem Auto kostet es um 
ein Vielfaches weniger. 

Vor 50 Jahren gab es eine 
bundesweite rote-Punkt-Aktion für 
Öffentlichen Nahverkehr zum Null-

tarif oder einen 50-Pfennig-Tarif – 
obwohl Klimawandel damals noch 
kein Thema war. Angesichts des 
inzwischen vollkommen unrealis-
tischen Ziels „2035 – klimaneutral“ 
wäre so eine Aktion wieder nötig. 
Die Regierungskoalition hat mal viel 
versprochen – mit einer Realisie-
rung sieht es schlecht aus.

Gernot Linhart

anzulegen. Beim Kampf gegen Flä-
chenversiegelung geraten manche 
Naturschützer in einen Interessen-
konflikt. Einige aktive Mitglieder von 
Naturschutzorganisationen sind stu-
dierte Biologen, die als Soloselbst-
ständige oder Beschäftigte von 

Naturschutzbüros beruflich Aus-
gleichsmaßnahmen planen, durch-
führen und betreuen. Sie kämpfen 
dann eher für besonders aufwendige 
Ausgleichsmaßnahmen, als für den 
Erhalt der Flächen. 

Auch beim Naturschutz gilt: Das 

im Kapitalismus verankerte Profit-
prinzip zerstört nach und nach die 
Lebensgrundlage der Menschen. 
Wenn es für Betriebe wie Bieber + 
Marburg nicht hieße „wachse oder 
weiche“, bräuchte kein Wald ver-
nichtet werden.	            Gernot Linhart

Fortsetzung von Seite 1: Verkehrsentwicklungspläne - was wird umgesetzt?

Fortsetzung von Seite 1: Bieber + Marburg: Es gibt keinen Ausgleich für Flächenversiegelung

Das Ende der Fahr-
radstraße auf dem 
Anlagenring ist bitter, 
vereinfacht aber we-
nigstens eine Ana-
lyse der Machtver-
hältnisse. Gewonnen 
haben Populismus 
und Kapital. Benutzt 
wurden die Parteien 
des Kapitals, allen 
voran CDU und FDP, 
die aufgehetzten 
Autofahrenden, die 
blind und blindwütig 
für eine auch für sie 
schlechtere Lösung 
kämpften, und die 
Grünen. Dabei waren 
letztere eine Zeit lang ungewöhnlich 
standhaft, trotz Schauermärchen 
über den Untergang der Geschäfts-
welt. Gebetsmühlenhaft wurde die 
Abhängigkeit des Einzelhandels 
vom Auto behauptet, obwohl alle 
Beispiele (auch in Gießen, siehe 
z.  B. die Plockstraße) und Studien 
das Gegenteil belegen. Dem Kapi-
tal geht es aber nicht um die klei-
nen Geschäfte. So war es am Ende 
Karstadt, das den sofortigen Rück-
bau des Verkehrsversuchs forder-
te – wonach die Grünen zu Kreuze 
krochen.

Tausende Unterschriften auf ei-
ner Einwohner*innenpetition gegen 

dieses Ende der Verkehrswende 
hatten nicht einmal aufschiebende 
Wirkung. Das schaffte nur das Pro-
testcamp in der Landgrafenstraße, 
bis auch das verboten wurde. Inzwi-
schen herrscht auf dem Anlagenring 
wieder das übliche Drama mit Stau, 
Gedränge, Lärm und Unfallgefah-
ren. Mit einer attraktiven Innenstadt 
hat das wenig zu tun. Auch die neue 
„Einfach ankommen“ - Kampagne 
der Stadt, mit der Menschen nun 
zum Autofahren nach Gießen ani-
miert werden sollen, lässt die Frage 
aufkommen, ob überhaupt noch an 
Mobilität für alle oder am eigentlich 
beschlossenen Ziel einer klimaneu-

tralen Stadt bis 2035 
gearbeitet wird. 

Auf https://anla-
genring.siehe.web-
site ist die ganze 
Auseinandersetzung 
dokumentiert mit vie-
len Links zu Berich-
ten, Filmen und mehr. 
Der Film „Desaster 
Verkehrsversuch“ ist 
auch im Offenen Ka-
nal gelaufen.

Bleibt noch zu er-
wähnen, dass all das 
auch für die Autofah-
renden keinen Vorteil 
bringt. Dass trotzdem 
viele dafür kämpften, 

erinnert an AfD-Wähler*innen, de-
ren Kontostand so niedrig wie der 
Anteil an Fahrradfahrenden in Gie-
ßen ist. Die wählen auch eine Par-
tei, die denen, die sie wählen, an 
den Kragen gehen will. So wie die 
Autofahrenden jetzt auf vier Spu-
ren im Stau stehen, statt auf zwei 
mit grüner Welle voranzukommen. 
Populismus verblendet und bringt 
Menschen dazu, ihr eigenes Un-
heil zu wollen. Er hilft  ausgerechnet 
jenen, denen es nur um Profit und 
Macht geht.

Jörg Bergstedt

Kapital schlägt Verkehrswende

https://anlagenring.siehe.website 
https://anlagenring.siehe.website 
https://anlagenring.siehe.website 
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Antisemitismus
„Semiten“ sind eigentlich alle Menschen, deren 
Muttersprache zur semitischen Sprachgruppe ge-
hört, das sind u. a. Hebräer, Araber, Aramäer, Ber-
ber. 

Im 19. Jahrhundert nannten sich in Deutschland 
antijüdische Organisationen aus nicht mehr nach-
vollziehbaren Gründen „Antisemiten“. Seitdem 
wird dieser Begriff als Synonym für Judenfeinde 
verwendet. Inzwischen hat er sich aber auch als 
Kampfbegriff gegen alle bewährt, die die israeli-
sche Regierung kritisieren und solidarisch mit den 
Palästinensern sind.

Nachgehakt – 
wie Sprache Meinung 

formt

Kurz und Gießen
Kall, 

mei Drobbe!

Jetzt wurde auch schon im Gießener 
Anzeiger in einem Kommentar ge-
fordert, dass die Grüne Dezer-
nentin Gerda Weigel-Greilich, im 
Volksmund „Kettensägen-Gerda“, 
ihre Handtasche (gegendert für 
„Hut“) nehmen muss. Anlass: Das  
jahrelang mitverursachte und ge-
duldete Chaos im Jugendamt, vom 
Maulkorb für „Mitarbeiter“ bis zum 
finanziellen Sumpf. Wäre die For-
derung nach Rücktritt vor 13 Jah-
ren erfolgreich gewesen, wäre den 
Gießenern viel erspart geblieben: 

Landesgartenschau mit jahrelan-
ger Aussperrung der Bevölkerung 
aus dem Freizeitgebiet, Millionen-
pleiten, Baumfäll-Wahnsinn, Teich-
vögel-Vertreibung, Alkohol-Sausen 
am und im Landschaftsschutz-
gebiet mit „Strandbar“, Brutto-für-
Netto-Verwechselung beim Bahn-
damm-Durchstich, freie Hand für 
Immobilienhaie, tiefe Schneisen in 
den Schiffenberg-Wald für Rohr-
verlegungen als Mitverantwortliche 
der Mittelhessischen Wasser Be-
triebe, Wegsperrung am Schwa-

nenteich und Reparaturverweige-
rung, „Defizite im Bürgerdialog“, 
Innenverdichtung der Stadt ohne 
bezahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen, Erpressung von Abstimmungs-
verhalten für die Bebauung „In der 
Roos“ in Rödgen, und jetzt die Fäl-
lung von 40.000 qm Waldfläche für 
den Stahlhandel Bieber + Marburg 
usw... Wer so viel (mit-)verantwort-
lich auf dem Kerbholz hat, sollte 
geräuschlos verschwinden.

Schlimmer geht’s nimmer –  
Grüne Weigel-Greilich muss weg

„Operationen rund um die Uhr“ fei-
erte die Gießener Presse, denn die 
Uniklinik eröffnet ein neues Kinder-
chirurgie-Zentrum, ein  „zukunfts-
weisendes Projekt“. Für die betrof-
fenen Kinder und ihre Familien ist 
das sicher eine große Hoffnung, 
denn die Teilbereiche des Unikli-
nikums in Marburg und Gießen ar-
beiten hier spezialisiert zusammen. 
Der andere Teil der Wahrheit fällt in 
der öffentlichen Meinungsbildung 

unter den Chirurgentisch, denn das 
UKGM wurde 2006 von der dama-
ligen CDU/FDP-Landesregierung 
privatisiert. Die Rhön AG hat das 
Sagen und die Aktionäre haben 
hier die Oberhoheit. Und die set-
zen aufs Sparen bei Personal und 
Ausstattung, denn die Ausschüt-
tung muss stimmen und der Neu-
bau muss sich amortisieren. Ge-
hetzte Kinderkrankenschwestern 
mit etlichen Überstunden am Bein 

haben nicht die Kraft, Kinder nach 
erfolgreichen Operationen auch 
gut zu versorgen. Oder will man 
das knappe Personal aus anderen 
Bereichen abziehen, um Privatver-
sicherten ein Refugium zu bieten? 
Und – gibt es auch das nährstoff-
arme, krank machende Essen aus 
der Marburger Großküche, von 
dem wir im letzten Gießener Echo 
berichteten? Fragen über Fragen! 
Wir werden berichten.

Die Wahrheit unterm Skalpell – Kinderchirurgie
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Bei einer Veranstal-
tung der Gießener 
VVN-BdA (Vereini-
gung der Verfolgten 
des Naziregimes  – 
Bund der Antifa-
schistinnen und 

Antifaschisten) im voll besetzten 
Vortragsraum der Kongresshalle re-
ferierte der Gießener Lokalhistoriker 
Jörg-Peter Jatho zum Thema „Die 
Gießener Universität im Nationalso-
zialismus“. Jatho forscht seit mehr 
als 40 Jahren zur Rolle reaktionärer 
und faschistischer Kräfte in Ober-
hessen. Er betonte, dass die Uni-
versität selbst ihre Geschichte im 
20. Jahrhundert nicht ausreichend 
erforscht hat.

Schon vor 1933 war 
das akademische Per-
sonal der Universität 
zu einem großen Teil 
rechtsradikal gesinnt, die 
Naziideologie traf dort 
auf fruchtbaren Boden. 
Nach 1933 waren 182 
der von ihm untersuchten 
231 Professoren in der 
NSDAP. Nach der Macht-
übergabe an Hitler wur-
den 18% der Professoren aus ras-
sischen oder politischen Gründen 
entlassen, Protest oder Solidarität 
der anderen 82% gab es nicht. Eine 
Besonderheit in der Universitätsge-
schichte waren die 1941 gehaltenen 
„Kriegsvorträge“, bei denen 

sieben Professoren be-
reitwillig Rassenhass 
und Kriegsbereitschaft 
pseudowissenschaftlich 
verherrlichten.

Im Referat wurden 
viele Nazi-Professoren 
namentlich benannt, 
darunter Hans Globke, 
Hans von Liebig, Werner 
Best, Otto Eger, Walther 
Darré sowie die von Hit-

ler persönlich konsultierten Ärzte 
Carl von Ecken und Theo Morell. 
Nach dem Krieg konnten alle Ge-
nannten ihre Karrieren unbehindert 
fortsetzen, mehrere von ihnen er-
hielten ein Bundesverdienstkreuz.

Die Gießener Universität im Nationalsozialismus

Auch in diesem 
Jahr gedachten 
wir am 9. No-
vember der vie-
len Jüdinnen und 
Juden, die 1938 
an diesem Tag 
und danach von 
den Faschisten 

verfolgt und ermordet wurden. Der 
Mahngang folgte in Teilen der Rou-

te des antifaschistischen 
Stadtrundgangs. An Ge-
denkorten, wie dem Sitz der 
Gestapo, den Synagogen 
und dem Gewerkschafts-
haus wurden Reden gehal-
ten. Der Mahngang endete 
am Berliner Platz, wir leg-
ten einen Kranz nieder und 
sangen gemeinsam das 
Lied „Die Moorsoldaten“.

Nie wieder Krieg – 
Mahngang am 9. Nov.

Der Gazastreifen ist Teil des paläs-
tinensischen Autonomiegebietes 
und steht unter Verwaltung der pa-
lästinensischen Autonomiebehörde. 
2007 hatte sich der Gazastreifen in-
folge des Bürgerkrieges zwischen 
Fatah und Hamas vom Westjordan-
land abgespalten. Zwei Millionen 
Menschen leben in der schmalen, 
verarmten Küstenenklave unter der 
Besatzung und Blockade durch Is-
rael.

Israel beruft sich bei seiner Mili-
täroperation auf das im Völkerrecht 
verbriefte Selbstverteidigungsrecht. 
Gleichzeitig kennt das Völkerrecht 
das Prinzip der Verhältnismäßig-
keit und den Schutz von Zivilisten. 
Außenministerin Baerbock spricht 
davon, dass Krankenhäuser ihren 
Schutzstatus verlieren können. Al-
lerdings ist im Völkerrecht nirgend-

wo die Rede davon, dass Kranken-
häuser, in denen sich Patienten 
befinden, angegriffen werden dür-
fen. Die Hamas und andere bewaff-
nete Gruppen haben Israel in einer 
Guerillaaktion angegriffen und Israel 
antwortet mit einem konventionellen 
Krieg. Es werden schwere Waffen 
und Kampfbomber gegen von Zivi-
listen bewohnte Gebiete eingesetzt. 
Hier ist kaum von Verhältnismäßig-
keit im Sinne des Völkerrechts zu 
sprechen. 

Die Zahl der Todesopfer wird 
noch weit über die unmittelbaren To-
ten durch israelische Bomben und 
Granaten hinausgehen, da die Zer-
störung und Lähmung des Gesund-
heitswesens und der Infrastruktur 
die Sterblichkeitsrate über lange 
Zeit nach oben treiben wird.

Die nationalistische und milita-

ristische Politik der rechten israeli-
schen Regierung entspringt der tie-
fen Krise und den Widersprüchen in 
der israelischen Gesellschaft selbst. 
Israel gehört nach wie vor, zusam-
men mit den USA, zu den sozial un-
gerechtesten OECD-Ländern. Laut 
dem jährlichen Armutsbericht der 
israelischen Hilfsorganisation Latet 
stieg die Armutsquote von 20,1% 
auf 29,3% im Jahr 2020. Zugleich 
hat Israel die größte Konzentration 
von Milliardären weltweit. Die reichs-
ten 20 Israelis haben zusammen ein 
Vermögen von über 61 Mrd. Dollar 
angehäuft. 

Die Politik der aktuellen Regie-
rung Netanjahus ist vergleichbar 
mit dem politischen Konzept von 
Trump, Bolsonaro oder Milei.

Henning Mächerle

Krieg in Gaza und Kapitalismus in Israel

Jörg-Peter Jatho
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Am 28. Oktober, fand in Gießen eine 
Kundgebung gegen den andauern-
den Völkermord an den Palästinen-
sern in Gaza und der Westbank statt. 
Dem Aufruf der Islamischen Religi-
onsgemeinschaft Hessen (IRH) und 
der Palästinensischen Gemeinde 
Hessen folgten 1.000 Menschen. 
Die erste Rede hielt ein Sprecher 
der Palästinensischen Gemeinde, 
die sehr kämpferisch ausfiel und die 
Fronten klar benannte: Israel bom-
bardiere völkerrechtswidrig paläs-

tinensische Zivilisten, man könne 
von keiner legitimen Verteidigung 
sprechen. Die zweite Rede hielt der 
Vorsitzende der Islamischen Reli-
gionsgemeinschaft, welche deutlich 
moderater und bürgerlicher ausfiel. 
Hamas wurde verurteilt und zum 
allgemeinen Waffenstillstand auf-
gerufen. Die Menschenmenge zeig-
te sich aber deutlich kämpferischer 
und skandierte immer wieder "Free 
Palestine!" Insgesamt blieb die 
Kundgebung friedlich. Zwei Teilneh-

mer wurden allerdings wegen des 
Zeigens von Plakaten u. a. mit der 
Aufschrift "Stop the Genocide!", auf-
grund des nach Aussage der Polizei 
"Anfangsverdachts eines Straftat" 
festgenommen und über 45 Minu-
ten festgehalten. Wir zeigten uns 
mit Genossen solidarisch und pro-
testierten gegen die Repressionen 
durch den Staat.

Magnus Thiems

Gegen Völkermord in Gaza –  
Kundgebung am 28.10. in Gießen

Krieg im Nahen Osten –  
mit George Rashmawi am 22.11. in Gießen

Rund 50 Interessierte nahmen 
an der Veranstaltung teil und 
diskutierten mit dem Vorstands-
mitglied der Palästinensischen 
Gemeinde Deutschlands.

"Ein Staat, der ein anderes 
Land besetzt hält, kann doch 
kein Recht auf Selbstverteidi-
gung gegen die haben, die er 
besetzt hat...", betonte Rash-
mawi und widersprach somit 
auch der deutschen Regierung, 
die von einem Recht auf Selbst-
verteidigung spricht. Keiner der 
Kritiker der Veranstaltung hatte 

die Gelegenheit genutzt mit Rash-
mawi kontrovers zu diskutieren.

Genossinnen und Genossen der DKP Gie-
ßen waren in Berlin im roten Block bei der 
Friedensdemonstration mit über 15.000 Men-
schen am Brandenburger Tor. Das Motto lautete: 
Nein zu Kriegen - Rüstungswahnsinn stoppen - 
Zukunft friedlich und gerecht gestalten.

Nein zu Kriegen – 
Demonstration am 25.11. in Berlin

Die Veranstaltung in voller Länge:
https://youtu.be/
AiaHScxdyEQ

Weiterer Artikel zur Veranstaltung:
www.giessener-
allgemeine.de/giessen/
verstaendnis-fuer-deutsche-
schuldgefuehle-92692352.html

https://youtu.be/AiaHScxdyEQ
https://youtu.be/AiaHScxdyEQ


6

Im November hat das Bundeska-
binett entschieden, dass der Min-
destlohn zum 1. Januar 2024 auf 
zunächst 12,41 Euro und ein Jahr 
später auf 12,82 Euro pro Stunde 
steigt. Dadurch wird der Beschluss 
der Mindestlohnkommission vom 
Juni 2023 per Verordnung umge-
setzt. Diese minimale Erhöhung 
in Zeiten explodierender Verbrau-
cherpreise war gegen die Stimmen 
der Gewerkschaftsvertreter in der 
Kommission beschlossen worden. 
„Mit dem Beschluss erleiden die 
fast sechs Millionen Mindestlohn-
beschäftigten einen enormen Real-
lohnverlust. Daher hätte der Min-
destlohn zumindest auf 13,50 Euro 
steigen müssen, um einen Mindest-
schutz und einen Ausgleich der In-
flation zu gewährleisten“, so die Kri-
tik des DGB. 

„Arbeit muss sich wieder lohnen", 
war auch von Christian Lindner auf 
dem Kongress des Maschinenbau-
verbandes VDMA zu hören. Dabei 
handelt es sich jedoch nicht um ein 
Plädoyer für einen armutsfesten 
Mindestlohn. Im Gegenteil: Statt ei-
ner Anhebung der Lohnuntergrenze 
sollen die Sozialleistungen gekürzt 
werden. „Wir müssen unter dem 
Gesichtspunkt Lohnabstandsgebot 
und Erwerbsanreiz die Landschaft 

unserer unterschiedlichen So-
zialleistungen prüfen", so der 
FDP-Politiker.

Aus der CDU waren ähnliche 
Töne zu hören. Künftig solle 
gelten, „dass jeder, der arbei-
ten kann und Sozialleistungen 
bezieht, spätestens nach ei-
nem halben Jahr einen Job 
annehmen oder gemeinnützig 
arbeiten muss“, so CDU-Gene-
ralsekretär Carsten Linnemann 
in der „Süddeutschen Zeitung“. 

Solche Vorstellungen erin-
nern an den Slogan „Sozial ist, 
was Arbeit schafft“, mit dem die 
berüchtigte Agenda-Politik in 
den 2000er-Jahren propagan-
distisch unterfüttert wurde. Ob 
die Betroffenen von ihrer Arbeit 
leben können, spielte für die 
Verantwortlichen schon damals 
keine Rolle. Es galt das Prin-
zip „Hauptsache Arbeit“. Das 
Ergebnis ist bekannt: Nach Daten 
des Statistischen Bundesamts müs-
sen über acht Millionen Menschen 
in Deutschland – fast jeder vierte 
Beschäftigte – ihre Arbeitskraft im 
größten Niedriglohnsektor Europas 
verkaufen.

Wenn nun Lindner die Sozial-
leistungen kürzen und Linnemann 
arbeitsfähige Bezieher von Bürger-

geld nach spätestens sechs Mo-
naten zur Arbeit verpflichten will, 
verschweigen sie, dass längst über 
800.000 Bürgergeldbezieher er-
werbstätig sind und trotz Arbeit auf 
staatliche Hilfen angewiesen sind. 
Sozial ist eben nicht, was Arbeit 
schafft. Sozial ist, was gute Arbeit 
schafft – unbefristet, tarifgebun-
den und mitbestimmt.

Ulf Immelt

Sozial ist, was Arbeit schafft?

Die CDU konnte sich ihren Koaliti-
onspartner aussuchen. Bei der letz-
ten Landtagswahl (Wahlbeteiligung 
66%) kam die CDU auf 34,6% der 
Stimmen und wurde damit Gewin-
ner der Wahl. Die Grünen und SPD 
verloren stark und die FDP schaffte 
gerade so den Einzug in den Land-
tag. Gewinner neben der CDU ist die 
AfD mit 18,5%. Die Linke schaffte 
den Einzug nicht mehr. Der Rechts-
ruck in der BRD hat sich auch in 
Hessen fortgesetzt. Der „bürgerli-
che Block“ (CDU, AfD, FDP) kommt 
auf 58% und der sogenannte „linke“ 
Flügel (SPD, Grüne) auf 29,9% im 
Landtag. Wobei die Begriffe trügen. 
In der AfD sind faschistische Kräfte. 
SPD/Grüne sind in großen Teilen 
nur noch linksliberal und nicht mehr 
links. Eine wirklich linke Alternative 
neben der DKP gab es bei dieser 
Landtagswahl nicht. Die Entschei-

dung von Boris Rhein, sich von den 
Grünen zu trennen, ist eine strategi-
sche Entscheidung und zementiert 
die Rechtsentwicklung der CDU. Er 
folgt dabei der Richtung des CDU-
Vorsitzenden Friedrich Merz. Beide 
gehören zum rechten Flügel der 
CDU. 

Es gibt aber auch eine takti-
sche Überlegung. Die SPD ist so 
geschwächt, dass sie, um an die 
Macht zu kommen, noch mehr als 
die Grünen zu jedem Kompromiss 
bereit ist. Dementsprechend tra-
gen die bisher bekannt gewordenen 
Eckpunkte der Koalitionsverhand-
lungen deutlich die Handschrift der 
CDU. 

Das könnte überschrieben wer-
den als konservative Zeitenwende 
mit sozialen „Einsprengseln“.

Der CDU geht es vor allem um 
eine scharfe Abgrenzung zu den 

zehn Jahren Politik mit den Grünen.
Die neue Koalition plant massive 

Abschiebungen, mehr Polizei und 
Ausbau der digitalen Überwachung. 
Das dreigliedrige Schulsystem 
bleibt. Den Kliniken wird eine ver-
lässliche Finanzierung versprochen. 
Wie diese aussieht, bleibt offen. 
Geplant ist eine Initiative zur „Bau-
landgewinnung“, unklar wie diese 
aussieht. Die Ablehnung des Aus-
baus von Autobahnen soll wohl revi-
diert werden. Ein neues Ministerium 
für Land- und Forstwirtschaft sowie 
Weinbau, Jagd und Heimat soll ge-
schaffen werden. Des Weiteren wird 
auf Gendern in der Sprache in staat-
lichen Einrichtungen verzichtet. Die 
CDU versucht, ihre alte Stammwäh-
lerschaft, vor allem im ländlichen 
Raum, wieder an sich zu binden.

Henning Mächerle

Schwarz-Rote Koalition in Hessen
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Die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) vergibt Kredite an Studenten, 
die weder BAföG beantragen noch 

Geld von ihren Eltern bekommen 
können. Die Kredite betragen bis zu 
650 Euro im Monat und können sie-

ben Jahre lang 
ausgezahlt wer-
den. Ihr Vorteil 
ist, dass sie ohne 
Bonitätsprüfung 
gewährt werden. 
Nachteil ist der 
hohe Zinssatz. 
Um das Ausfall-
risiko auszuglei-
chen, liegen die 
Zinssätze um 
4% über dem eu-
ropäischen Re-
ferenzzinssatz. 
Solange dieser 
bei etwa 0% lag, 
war das kein gro-
ßes Problem. In-
zwischen ist er 
aber schrittweise 

auf 5% gestiegen. Die Studieren-
den müssen also 9% Zinsen zahlen. 
Durch den Zinseszinseffekt verdop-
pelt sich die Schuld alle acht Jahre. 
Je nach Einkommen kann es lange 
dauern, bis der Kredit zurückgezahlt 
ist. Das Risiko, dass Schuldner nach 
dem Studium ihre Schulden nicht 
begleichen können, ist ein gesell-
schaftliches Problem (z. B. Arbeits-
losigkeit oder Krankheit), das nicht 
den anderen Kreditnehmern aufge-
bürdet werden sollte. Das Ausfallri-
siko sollte entweder die KfW tragen, 
die bei anderen Geschäften sehr 
gut verdient, oder vom Staat über-
nommen werden. Mit der Bildungs-
gerechtigkeit sieht es bekanntlich 
hierzulande sowieso schlecht aus. 
Studieren ohne finanzielle Sorgen – 
in den sozialistischen Ländern war 
das selbstverständlich.

Gernot Linhart

Studienkredite werden zur Schuldenfalle

Mitte November stand es in allen 
Zeitungen: Siemens-Energy erhält 
zur wirtschaftlichen Stabilisierung 
eine Staatsbürgschaft von 7,5 Mrd. 
Euro. Die Siemens-Tochtergesell-
schaft, die Energieanlagen plant 
und errichtet, war in Schwierigkei-
ten geraten, vor allem weil weltweit 
fehlerhafte Rotorblätter für Wind-
energieanlagen verbaut wurden. 
Nur zwei Tage später konnte man in 
den gleichen Zeitungen lesen: Die 
Siemens AG verbucht für das ab-
gelaufene Geschäftsjahr einen Re-
kordgewinn von 8,5 Mrd. Euro nach 
Steuer, die Dividende kann deutlich 
erhöht werden. So funktioniert der 
Kapitalismus: Riskante Geschäfts-
felder werden ausgelagert und bei 
Problemen Staatshilfen angefor-
dert, Profite werden einkassiert und 
an die Aktionäre verteilt. Da müss-
te doch jeder erkennen, dass eine 
nicht auf Privateigentum beruhende 
Gesellschaftsordnung besser wäre.

Gernot Linhart

Siemens: 
Staatsbürg-
schaft trotz 

Rekordgewinn

Es ist jetzt höchste Zeit, für die Ein-
haltung unserer vom Grundgesetz 
verbrieften Menschenrechte zu 
kämpfen. Wehret den Anfängen, 
später kann es schon zu spät sein! 
Unsere Machthaber kriminalisie-
ren Meinungen, die nicht in ihrem 
Sinne sind – das ist Abschaffung 
des Rechts auf „Freie Meinungs-
äußerung“. Ebenso geht damit die 
Abschaffung des Rechts auf „fried-
liche Versammlung“ einher. Und wir 
haben bereits wieder „Schutzhaft“ in 
zwei Bundesländern. Müssten nicht 
gerade unsere 
Machthaber – die 
sukzessive Re-
gierung der BRD 
(BRD als Rechts-
nachfolgerin des 
Deutschen Rei-
ches) – ange-
klagt werden, da 
sie terroristische 
Regimes und de-
ren kriminellen 
Taten unterstütz-
ten (z.B. Franco, 
Salazar, Südafri-
ka, Pinochet etc.) 
oder selbst einen 
völkerrechtswid-
rigen terroristi-

schen Angriffskrieg aktiv ausführten 
(Jugoslawien 1999, siehe auch die 
Aussage von Exkanzler Schröder)? 
Der KPD- Abgeordnete Max Rei-
mann hat bei der Verabschiedung 
des Grundgesetzes der BRD ge-
sagt: "Es wird die Zeit kommen, da 
werden Kommunisten das Grund-
gesetz verteidigen.“  Wir sind jetzt 
in dieser Zeit angekommen, die Re-
pression nimmt weiter zu!

(Name und Anschrift sind der Re-
daktion bekannt)

Leserbrief

*BAföG: Im Gegensatz zu Studienkrediten muss nur die 
Hälfte der BAföG-Unterstützung zurückgezahlt werden.
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Wir werden die Einzigen sein, die die 
Friedensfrage ganz konsequent in 
den Mittelpunkt stellen. Auch all die-
jenigen, die gegen die Abwälzung 
der Krisenlasten und Kriegskosten 
auf die kleinen Leute sind, müssten 
DKP wählen. Der dritte Grund, seine 

Stimme den Kommunisten zu geben, 
ist der erschreckende Demokratie-
abbau und die Zunahme von Re-
pressionen. 

Also Formular runterladen, beid-
seitig ausdrucken, ausfüllen, unter-
schreiben und an die DKP senden.

Hier der Link zum Herunterladen 
des Formulars und eine Anleitung 
zum Ausfüllen: 
https://giessen.dkp.de/eu-wahlen-
2024-unterstuetzungsunterschrift-
fuer-die-dkp/

Vor 50 Jahren gab es eine ähnliche 
Teuerungswelle wie jetzt. Grund war 
vor allem die Verknappung des Erdöls 
durch die Förderländer. Sie wollten 
ihre Bodenschätze nicht mehr für 
lächerlich niedrige Preise abgeben. 
Da die Inflation viel höher war als die 
im Frühjahr verhandelte Lohnsteige-
rung, kämpften die Beschäftigten um 
einen Ausgleich. In Gießen forderte 
der Gesamtpersonalrat der Stadt eine 
Zulage von je 100 DM für die letzten 
drei Monate. Nach zähen Verhandlun-
gen genehmigte das Stadtparlament 
die Ausgabe.

Vor 40 Jahren war am 22. No-
vember die Aufstellung von atomaren 
Mittelstreckenraketen in der Bundes-
republik vom Bundestag beschlossen 
worden. In Gießen hatten am Tag des 
Beschlusses 3.000 Menschen gegen 
CDU, SPD und FDP demonstriert. 
Auch nach dem "Ja" aus Bonn gingen 
die Proteste weiter.

Vor 30 Jahren verursachte der 
Magistrat eine Teuerungswelle in 
Gießen. Busse und Bäder wurden 
teurer, eine Straßenbeitragssatzung 
wurde beschlossen, eine kommunale 

Getränkesteuer wurde diskutiert. Die 
Straßenbeitragssatzung hatte nur 
etwa 15 Jahre Bestand.

Vor 20 Jahren lehnte eine Koalition 
aus CDU, FDP und FWG die Ehren-
bürgerschaft für den Psychoanalytiker 
und Friedenskämpfer Horst-Eberhard 
Richter ab. Der CDU-Fraktionsvorsit-
zende K.P. Möller blamierte sich mit 
der Aussage, er wisse gar nicht, was 
der „gute Mann“ für Gießen getan 
hätte. Später kam es doch noch zu 
der Ehrung. Nach Richters Tod wurde 
vor dem Neuen Schloss ein „Gießener 
Kopf“ für ihn aufgestellt.

Vor 10 Jahren blamierte sich die 
SPD mit der Beibehaltung einer ande-
ren Ehrung. Die Fraktion der Gießener 
Linken im Stadtparlament hatte die 
Umbenennung des Otto-Eger-Heims 
beantragt. Der Namensgeber war 
als Nazi und Hitlerverehrer entlarvt 
worden, für Magistrat und Uni-Leitung 
war das kein Grund zum Handeln. 
Ein paar Jahre später wurde das 
endlich korrigiert, das Haus ist jetzt 
nach der von den Nazis ermorde-
ten Widerstandskämpferin Mildred 
Harnack-Fish benannt.

Aus 50 Jahren Gießener Echo
Fragen oder Anmeldungen an 
giessen@dkp.de

Sa. 16.12. ab 19 Uhr:
Jahresabschlussfeier der DKP 
Gießen, Chamäleon –  
alle Freundinnen und Freunde 
der DKP Gießen sind dazu 
herzlichst eingeladen

Mi. 20.12.: 
Redaktionsschluss Jan.-Echo

Mi. 20.12. um 19 Uhr:
Gruppenabend / MV DKP GI,  
Winchester-Zi., Kongresshalle

Do. 21.12. um 18 Uhr:
Bildungsabend der DKP,  
Ederstr. 16

Fr. 22.12. ab 19 Uhr:
Stammtisch DKP GI, Chamäleon 

Sa. 13. / So. 14.1.2024:
Rosa-Luxemburg-Konferenz und 
Luxemburg-Liebknecht-Demo in 
Berlin – Mitfahrgelegenheit unter 
giessen@dkp.de

Sa. 3.2.2024 ab 10:30 Uhr:
Kundgebung / Infostand DKP GI, 
Kugelbrunnen

Termine

Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint  monatlich.

Bezugsgebühren: 30 Euro im Jahr 
(inkl. Versandkosten).

Konto: IBAN: DE72 5135 0025 
0200 5491 46

Namentlich gezeichnete Artikel 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Redaktionskollektivs des 
Gießener Echos wieder.

Rückmeldungen + Leserbriefe 
an: Gießener Echo, Postfach 
110340, 35348 Gießen oder E-Mail: 
giessen@dkp.de

Internet: www.giessen.dkp.de

Bitte Abogebühren 
bezahlen!

Da die Druckkosten um 
über 30% gestiegen 

sind, benötigen wir bitte 
dringend Spenden, um das 

Echo weiter in gleicher 
Qualität und Umfang 
herstellen zu können.
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